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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung 
einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 
117, 118, 122 und 123 obliegenden Aufgaben über 
die Lage und die Entwicklung der Beschäftigung und 
der Arbeitslosigkeit unterrichtet sein. 

Die in jedem der Mitgliedstaaten verfügbaren 
statistischen Angaben stellen keine brauchbare Ver- 
gleichsbasis dar, und zwar insbesondere wegen der 
unterschiedlichen Rechtsvorschriften, Regelungen 
und verwaltungstechnischen Verfahren der Mitglied- 
staaten, auf denen die betreffenden Statistiken be- 
ruhen. 

In Anbetracht der bedeutenden Veränderungen im 
Bereich der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit 
erscheint es notwendig, über Zahlenreihen zu ver- 
fügen, die brauchbare Vergleiche zwischen den Mit- 
gliedstaaten ermöglichen. 

Das beste Mittel, über Umfang und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit unterrichtet 
zu sein, besteht in . der Durchführung von gemein- 
schaftlichen, harmonisierten und synchronisierten 
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte. Nur eine 
Wiederholung der bereits 1968, 1969, 1970, 1971, 
1973 und 1975 durchgeführten Erhebungen im Jahre 
1977 ermöglicht es, die genannten Auskünfte zu 
erhalten. 

Auf Grund des Beitritts neuer Mitgliedstaaten zu 
den Europäischen Gemeinschaften stellen sich für 
diese Staaten bestimmte spezifische Probleme hin- 
sichtlich ihrer Beteiligung an einer derartigen Er- 
hebung; dieser Situation ist entsprechend Rechnung 
zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Kommission führt im Frühjahr 1977 bei Haus- 
halten in allen Mitgliedstaaten eine Stichproben er- 
hebung über Arbeitskräfte durch. 

Artikel 2 

Die Erhebung erfolgt innerhalb jedes Mitgliedstaa- 
tes durch Interview bei einer Stichprobe von Haus- 
halten, die zum Zeitpunkt der Erhebung im Hoheits- 
gebiet dieser Staaten ansässig sind. Die Angaben 
sind für alle zu den ausgewählten Haushalten ge- 
hörenden Personen zu ermitteln. 

Artikel 3 

Der Umfang der Stichprobe liegt zwischen jeweils 
60 000 und 100 000 Haushalten für die Bundesrepu- 
blik Deutschland, Frankreich, Italien und das Ver- 
einigte Königreich, zwischen jeweils 30 000 und 
50 000 Haushalten für Belgien, die Niederlande und 
Irland sowie zwischen 30 000 und 40 000 für Däne- 
mark und beträgt etwa 10 000 Haushalte für Lu- 
xemburg. 

Artikel 4 

Die Grunderhebung erfaßt folgende Merkmale: 

a) persönliche Merkmale aller zu den befragten 
Haushalten gehörenden Personen; 

b) Erwerbstätigkeit dieser Personen (Stellung im 
Beruf, Wirtschaftszweig, Arbeitsstunden usw.) 
zum Zeitpunkt der Erhebung und ein Jahr davor; 

c) Arbeitssuche unter Berücksichtigung von Art der 
gesuchten Tätigkeit, Gründen und Dauer der 
Arbeitssuche. 

Artikel 5 

Im Rahmen der unter Artikel 4 beschriebenen Grund- 
erhebung werden einige Zusatzfragen gestellt. Sie 
betreffen: 

a) nichterwerbstätige Personen, die vom Arbeits- 
markt ausgeschlossen sind, da ihre Arbeitssuche 
ohne Ergebnis blieb; 
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b) Personen mit einer oder mehreren Renten (Ka- 
tegorie, Art, Anzahl der Renten, Jahr und Grund 
des Eintritts in den Ruhestand, Hauptquelle des 
Lebensunterhalts) . 

Artikel 6 

Die Auskünfte werden von den statistischen Dien- 
sten der Mitgliedstaaten auf der Grundlage einer 
Fragenliste eingeholt, die die Kommission unter 
Mitwirkung der genannten Dienste aufstellt. 

Die Kommission legt unter Mitwirkung dieser Dien- 
ste die technischen Einzelheiten der Erhebung 
(Grunderhebung und Zusatzfragen), insbesondere 
den Stichprobenplan, fest. Sie bestimmt ferner in der 
gleichen Weise den Zeitpunkt für Beginn und Ab- 
schluß der Erhebung sowie die Frist für die Beant- 
wortung der Fragebogen. 

Artikel 7 

Die statistischen Dienste der Mitgliedstaaten über- 
prüfen die erhaltenen Antworten. Sie übermitteln 
der Kommission die Ergebhisse der Erhebung für 
jede befragte Person in anonymer Form. 

Artikel 8 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwendet 
werden. Ihre Verwendung für andere, insbesondere 


steuerliche Zwecke und ihre Weitergabe an Dritte, 
sind untersagt. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 

a) um sicherzustellen, daß die gewünschten Aus- 
künfte wahrheitsgemäß, vollständig und fristge- 
recht erteilt werden, 

b) um alle Verstöße gegen die Verpflichtung, die 
eingeholten Auskünfte gemäß Absatz 1 geheim- 
zuhalten, zu ahnden. 

Artikel 9 

Um den Schwierigkeiten Rechnung zu tragen, die 
einige neue Mitgliedstaaten haben, die zum ersten 
Mal an der gemeinsamen Stichprobenerhebung über 
Arbeitskräfte im Jahre 1975 teilgenommen haben, 
können die technischen Modalitäten der Artikel 1 
bis 3 den besonderen Gegebenheiten angepasst wer- 
den und im Einvernehmen zwischen diesen Staaten 
und der Kommission festgesetzt werden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten erhalten für diese Erhebung eine 
Pauschalzahlung, die auf Grund der Zahl der be- 
fragten Haushalte festgelegt wird. Diese Kosten ge- 
hen zu Lasten der im Haushaltsplan der Europä- 
ischen Gemeinschaften für diesen Zweck bereitge- 
stellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 30. August 1976 ~ 14 — 680 70 - E — So 25176: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Entwurf ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Um über vergleichbare Statistiken über Be- 
schäftigung und Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft 
verfügen zu können, hat die Kommission bereits 
1960 in den sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten 
die erste Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 
durchgeführt. 

Die Erhebung wurde anschließend zwischen 1968 
und 1971 jährlich wiederholt, doch nahmen nicht alle 
Länder der Gemeinschaft daran teil. Aus verschie- 
denen Gründen hat Luxemburg an der Erhebung von 
1968 nicht teilgenommen, die Niederlande nicht an 
den drei folgenden. Da die harmonisierte und syn- 
chronisierte gemeinsame Stichprobenerhebung über 
Arbeitskräfte das beste Mittel ist, über Umfang und 
Struktur von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in 
der Gemeinschaft insgesamt unterrichtet zu sein, hat 
der Ministerrat 1971 beschlossen, diese weiter zu 
verfolgen. Um die praktischen Schwierigkeiten ver- 
schiedener Länder bei der jährlichen Wiederholung 
der Erhebung zu berücksichtigen, hat sich der Rat 
einverstanden erklärt, den jährlichen Rythmus auf- 
zugeben und die Erhebung 1973 und 1975 in allen 
Mitgliedstaaten vorzunehmen ^). 

2. Die Fortsetzung der Stichprobenerhebung über 
die Arbeitskräfte ist im Programm zur Beschäftig- 
tenstatistik festgelegt worden, das die Kommission 
im Oktober 1975 beschlossen und dem Rat vorgelegt 
hat. 

Nach Kenntnisnahme dieses Programms auf seiner 
Tagung am 19. Juli 1976 hat der Rat dessen Ziele 
gutgeheißen und bestätigt, daß er seiner Verwirk- 
lichung große Bedeutung beimißt. 

3. Im Rahmen der im Programm zur Beschäftigten- 
statistik festgelegten Arbeiten nimmt die Stichpro- 
benerhebung über Arbeitskräfte eine entscheidende 
Stellung ein. 

Innerhalb dieses Systems spielt sie eine wichtige 
Rolle insofern, als sie es ermöglicht, in regelmäßi- 
gen Abständen Stand und Entwicklung der Struktur 
von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, insbeson- 
dere zwischen den allgemeinen Volkszählungen zu 
verfolgen. 

Die Erhebung hat eine doppelte Bedeutung. Qua- 
litativ ist sie im Bereich der Beschäftigung die ein- 
zige Quelle harmonisierter, d. h. von auf Grund 
einheitlicher Methoden und gemeinsamer Definitio- 
nen erhobenen Daten. 

Quantitativ liefert sie eine Reihe von Angaben 
über Beschäftigungsprobleme, die nicht nur für die 
Sozialpolitik der Kommission, sondern auch für ihre 
Wirtschafts-, Regional-, Industrie-, Agrar-, Erzie- 
hungs- und Umweltpolitik erforderlich sind. 

4. Die Ergebnisse der Erhebung betreffen, geglie- 
dert nach Ländern und bestimmten regionalen Ebe- 
nen: 

a) die Bevölkerungsstruktur nach den wichtigsten 


1) Die Durchführung der Erhebung im Frühjahr 1973 
wurde in der Verordnung (EWG) Nr. 2723/72 des Rates 
vom 19. Dezember 1972 festgelegt. Die Wiederholung 
der Erhebung im Jahre 1975 wurde durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2640/74 des Rates vom 15. Oktober 
1974 beschlossen. 


Kriterien der Erwerbstätigkeit (tätige Arbeits- 
kräfte, Arbeitslose, nicht aktive Bevölkerung); 

b) die Beschäftigungsstruktur nach persönlichen 
Merkmalen (Geschlecht, Alter, Familienstand 
usw.) sowie beruflichen Merkmalen (Stellung im 
im Beruf, Wirtschaftsbereich und Wirtschafts- 
zweig usw.); 

c) die Struktur der Arbeitszeit; 

d) die Struktur der Arbeitslosen und anderen Ar- 
beitssuchenden nach persönlichen Merkmalen un- 
ter Berücksichtigung der Art der gesuchten Tä- 
tigkeit, Gründen, Dauer und Art der Arbeits- 
suche. 

Ferner ermöglicht die Erhebung die Analyse be- 
stimmter spezifischer Aspekte der wirtschaftlichen 
Tätigkeit, die anderweitig selten erfaßt werden. Es 
handelt sich insbesondere um regionale und beruf- 
liche Mobilität, Neben- oder Gelegenheitstätigkeit, 
zusätzliche Erwerbstätigkeit, Ganztags- oder Teil- 
zeitbeschäftigung usw. 

Schließlich hat es die Möglichkeit, in die eigentliche 
Grunderhebung Zusatzerhebungen oder -fragen über 
Probleme im direkten Zusammenhang mit Beschäfti- 
gung einzufügen erlaubt, 1973 eine spezifische Er- 
hebung über die Berufsausbildung durchzuführen, 
deren Ergebnisse so ausgewertet wurden, daß die 
bestehenden Beziehungen zwischen Erwerbstätigkeit 
und Ausbildungsniveau hervorgehoben werden 
konnten. 

1975 sind Zusatzfragen über die Arbeisbedingungen 
in die Erhebung einbezogen worden, vor allem, um 
diese Aspekte in einen sozioökonomischen Zusam- 
menhang innerhalb der Gemeinschaft zu stellen. 

5. Für die Erhebung 1977 wurden in Übereinstim- 
mung mit den Sachverständigen der neun Mitglied- 
staaten folgende Grundsätze festgelegt: 

1. die Grunderhebung über Arbeitskräfte wird ge- 
gegenüber denjenigen von 1973 und 1975 im 
Grundsatz nicht verändert, 

2. im Zusammenhang mit der Erhebung wird eine 
Zusatzerhebung durchgeführt. Sie betrifft: 

— nichterwerbstätige Personen, die vom Arbeits- 
markt ausgeschlossen sind, da ihre Arbeits- 
suche ohne Ergebnis blieb; 

— Personen mit einer oder mehreren Renten 
(Kategorie, Art, Anzahl der Renten; Jahr und 
Grund des Eintritts in den Ruhestand; Haupt- 
quelle für Lebensunterhalt). 

6. Wie in Artikel 10 dieses Verordnungsentwurfs 
vorgesehen, erhalten die Mitgliedstaaten für die 
Durchführung dieser Erhebung eine Pauschalzah- 
lung, die auf Grund der Zahl der befragten Haushal- 
te festgelegt wird. Diese Kosten gehen zu Lasten des 
Haushalts der Europäischen Gemeinschaften. Auf 
Basis der bisher für derartige Erhebungen gewährten 
Kredite und unter Berücksichtigung der Zahl der zu 
befragenden Haushalte können die Kosten der 
Grunderhebung, einschließlich einiger Zusatzfragen, 
auf 1 800 000 RE geschätzt werden. Dieser Betrag ent- 
hält die Pauschalzahlung je befragten Haushalt so- 
wie die Kosten für die gemeinschaftliche Aufberei- 
tung. 
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